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Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

Dienstag/ den 2 Dec. 1800. Drittes Quartal. Den n Frimäre IX..

Gesetzgebender Rath/ 20. Nov.

Fortsetzung.

Beschluß der Botschaft an den Voll;. Rath/ betreffend
die Unabhängigkeit und Neutralität HelveticuS.

» Wer dürfte sich / von nun an, nicht der bcschei-

denen Hofnung überlassen/ daß Helvetiens bereits im

I. «648 von den grossen Mächten Europcns anerkannte

Unabhängigkeit nicht nur weiter fortbestehen / sondern
selbst die Stunde nicht mehr ferne sey / wo dasselbe

das unschätzbare Glück seiner » drcn volle Jahrhunderte
nie verlezten Neutralität und damit den kräftigsten
Schild seiner äusseru Sicherheit aufs neue wieder gr-
winnen soll. "

W>r aber/ B. Vollz. Räthe! schlagen wir mit
allen unsern helvetiichen MltbürgeiN/ in so schicksals
vollen Tagen, mehr als jemals/ brüderlich Hand in
Hand. Durch männliches Ertragen vorübergehender
Uebel / und gewissenhaftes Thun icdcS Guten / das in
unserm Vermögen steht/ uns dieser bessern Zukunft
immer würdiger zu machen."

Die Discußion über das Gutachten der Criminalge-
setzg.Comn.b ion/ die Milderung älterer Sirasunheile
betreffend/ wird fortgcezt. (S. dasselbe S. 70z.)

Die Einleitung zu diesem Gutachten war folgende:
B G. Schon von der alten Berner Regierung und

auch seit der Revolution / icdoch vor Annahme des

jetzigen Criminalgcsetzes/ von den neuen Autoritäten/
ward ans wiederholte grobe Diebstäble ein gewisser
Hans Zurfliic zur lebenslänglichen Schasirnmcrkstrasse
verurtheilt. Dieser Mensch/ der unläagst ans dem
Schallcnwerk entwischte/ bennzte seine Freyheit durch
Begehung neuer kleinerer Diebstäble / ob denen er fri-
schcrbings ertappt und eingezogen ward.

In der Ungewißheit: ob traft der ehevorigen über

ihn verhängten Strafurthcile der Zurflüe schlechterdings

zu Ausharrung seiner lebenslänglichen Straffe/ in das

Schallenwerk zurück zu bringen — oder aber in Bey.
scitsetzung dieser Strafurthcile/ für seine snschcrdingS
begangenen kleinern Diebstähle nach Maßgabe des jetzt»

gen peinlichen Gesetzbuchs zu bcstrassen sty? v.rlangte
das hiesige Cantvnsgericht zu seinem Verhalt von bem

Institzministcr Wcgweisung/ die dahin ausfiel: ohne

Hinsicht auf die ehcvorigen Strasurchcile have das Cam.
Gericht die von dem Zurflüe seit seiner Evasion began»

gene» frischen Vergehe»/ jedoch als Reeidwe/ nach

Vorschrift des Art. zu bcstrassen.

D escr Weisung gemäß verurthcilre das Cant. Ger.
den Zurflüe z» einer fahrigen Kctienstraffe und nach,
hcriger Lanbeövciw istmg. Da aber diese ministerielle

Jurisprudenz den dem Cant. Ger. die gerechte Besorg,
niß erweckte; daß sobald ein solches System den durch
chevorige Strafurthcile auf lebenslang zum Schallen,
werk vernrlheillen gröstentheils strangwürdigcn Verbre,
ehern bekannt werbe/ jeder derselben (anstatt durch

Gehorsam und Merkmale von Besserung flch zur Be.
gnadigung zu empfehlen) sich beeilen werde/ durch

listige oder gcwallthätige Flucht und Fortsetzung stincS

DicbshandwerkS in einem minderen Grad, das reiyendc

Beyspiel des Zurflüe/ im Vertrauen auf das neue

peinliche Gesetzbuch nachzuahmen, indem ja selbst i«
schlimmsten/ nemlich im frischen Ertappungsfait ob'

kleineren Dicbstähle»/ die Abkürzung seiner lcbensläng.

lichen Kettenstraffe der sichere Gewinnst seiner neuen

Diebsariffen bleibt — so rechnete es sich das C G.

zur Pflicht/ Ihnen B- G. diese Besorgnisse mitzuthe«.

len und z» seinem künftigen Verhalten in ähnlichen

Fällen folgende allgemeine Einfrage zu thun: Wie
von der Criminahusti; Verbrecher anzusehen seyen/ die

sich den kraft chcvoriger Urtheile über sie verhängten
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mehr als das jetzige Maximum von 20 Jahren bctra-
genden Kcttrnstraffen durch die Flucht entziehen, und
auf Begehung kleinerer Vergehen als ihre ehcvorigen

waren, wieder ertappt werden?
Eure Criin. Commißion theilt mit dem Cantons,

Gericht die angeregte Bewrgniß, wenn die in calu
ertheilte ministerielle Weisung zum System erwachsen

sollte, und sieht daher einen allgemeinen Aufschluß,
der an Sie B-G. gelangten Einfrage, für die gemeine

Sicherheit und Regelmäßigkeit der Iusti.pstege i» allen

ähnlichen Lorfällen, für wichtig und dringend an.
Die künftige Richtschnur über diesen angefeagten

Gegenstand muß, nach dem Ermessen der Commißion,
entschieden von einem der beyden Principien ausgehen:
entweder der gestrengen Handhabung der unserm jetzigen

Gefetzbuch vorgehenden Urtheile, Begnadigung vorbe-

halten — oder der allgemeinen Einschränkung solcher

älterer Urtheile auf das jezl angenommene Maximum
der Kcttenstraffc. Im ersten Fall bedarf es nur eines

Dekrets, das durch den Iustizministcr den peinlichen
Gerichtshöfen zu ihrem Verhall mitzutheilen wäre —
im andern Fall bedarf es hingegen eines allgemeinen
förmlichen Gesetzes.

Das Princip der unveränderten Handhabung chevo-

riger Slrasurthcile, als Folge unsrer bisherige» Bc-
griffe von Unantastbarkeit endlich ausgesprochener Sen-
tenzcn, wird Ihnen B. G- wie Ihrer Commißion,
beym ersten Anblick ohne anders den Vorzug zu ver-
dienen scheinen. Bey näherer Prüffung werden aber

auch Sie B. G. wie Ihre Commißion, wahrfchein-

lieh dem leziern Princip beytrcten, wenn Sie sich

mit Ihrer Commißion überzeugen, daß dadurch der

jedem endlichen Urtheil schuldige Respekt nicht verlczt,

die gemeine Sicherheit nicht gefährdet und der Vcrbre.
cher zum ruhigen Betragen und Besserung eben durch

die Begränzung feiner Gesangenfchastszeic aufgemuuterl
wird.

In Betreff des ersten Satzes belieben Sie B. G.
nur zu bemerken, daß durch Milderung der Strassen

sofern dadurch die gemeine Sicherheit nicht gefährdet

wird) Driltmannsrcchte nimmermehr leide» können,

folglich die in allen Fälle» unschädliche freye Ausübung

dieses Rechts der Strafmilderung, sey es durch spc,

cielle Begnadigungen oder allgemeine Verfügungen, der

höchsten Autorität eines Landes immerhin zustehe, ohne

daß die den ältern Erkanntnissen und Grsctzc» schuldige

Achtung, auch das Princip drr Nichtrückwirkuug da-

durch vcrlczl werde. In Betreff der beyden lcztcrn

Punkten dann, scheint der Commißion die Wahrheit
ausser Zweifel zu seyn: daß der Mensch, der durch
neue obschon kleinere Vergehen sich der Verlängerung
seiner begränzten Kettcnstraffe bloßstzt, der gemeinen

Sicherheit im Fall seiner Enlweichung weniger gefähr.
lich seyn muß, als derjenige, der eben durch das Ve.
wußtfeyn der Lebensdauer femcr K^llenstraffe, über alle

Straffen für Vergehe», die nicht den Tod verdienen,
weggefezt ist, und daß derjenige, dem die Hoffnung
übrig bleibt, nach einer bestimmlen Zahl von Jahre»
in die bürgerliche Gesellschaft zu treten, weit mehr

Interesse und Reitz zu einem ortcutlichen Betragen und

wirklicher Besserung fühlen muß, als derjenige, du
durch die lebenslängliche Dauer feiner Straff, der Vcr«

zwciflung preisgegeben, immer bereft ist das äusscrslt

für seine Enlweichung zu wagen.

Der Grundsatz des ersten Artikels und somit der

ganze Gcfttzvorfchlag werden vcrworffen, und der be.

sondere Fall, der dazu Veranlassung gab, zu »euer

Untersuchung der Commißion zurückgewiesen.

Folgender Bericht der Polizcycommißio» über den

Gcsetzvorfchlag'. die Pvlizcy der Wirthe betreffend,
wird in Berathung genommen und hernach der Ge»

setzvorfchlag zum Gesetz erhoben:

B- G. Eure Polizeycommißion hat die Bemcrkuir«

gen des Vollz. Raihs vom 21. Oki. über den Gesetzes.

Vorschlag, die Polizey der Wirthe betreffend, in Bera-
thung gcnommen und niml die Freyheit Ihnen B. G.
darüber folgenden Bericht abzustatten.

Die erste Bemerkung belnssr die Art. 4 und 6,
durch welche beyde, Maßregeln vorgeschrieben werden, die

Bedingungen zu Hemdhab-mg der Sichcrhe lsoolljcy eni^

hallen.
Nun glaubt der Vollz. Rath, da diese Bestimmungen

auf Ocrtlicl'kciten sich beziehen und Vollziehnngsmaß»

nahmen enthalten, so hätten dieselben füglich ausgclaf-
sen werten können ; allein Eure Commißion haltet davor,
es beziehe» sich dieselben weniger auf dauernde Oertlich-
keit als auf Umstände, die an dem nemlichen Ort, bald

eintreten und bald ausbleiben können, die dcmzufvlg

allerdings unter der allgemeinen Vorschrift, daß sie

dem Befinden der Poftzeybeamten überlassen seyn sollen,

zu bringen sind z und ungeachtet diescBcftigniß tcrBcam«
ten aliderefts in den Attribulioncn ihrer Stellen liegen

mag, scheint tedennoch bey der ziemlich allgemeinen Un,

künde derselben, über die Ausdehnung und die Grenzen

ihrer Gewalt, es Eurer Commißion nicht übeestußig,
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sslebe i» diesem Gesetz bestimmt auszudrücke», daher sie

auch nicht anrathc» kann/ dieser Bemerkung dcr Vollzie.

hung, Rechnung zu tragen.

Die zweyte Bemerkung trift den Mangel eines

Pönals zu der Vorschrift des glcn Art.
Eure Commission sindct solche begründet und schlägt

ver dem Artikel beyzusetzen:

„ Jeder Ungehorsam wird mit 2 Fr. bestraft. «

Eine drille Bemerkung hat die §. 7 und «azumGe-
genstand. Dieselben ertheilen den Munizipalilälen die

Befugniß von der Vorschrift / in Betreff der Zeit wenn

die WirihShäustr geschloffen werden sollen/ Ausnahmen

zu gestalten/ und die Bewilligungen zum Tanzen zu

vergönn n. Nun glaubt die Vollziehung / die Sicher-
heirspoltz y müffe von der Sachpvlizey unterschieden

werden; jene gehöre den Beamten der vollziehenden

Gewalt / diese aber den Munizipaliläten. Da nun die

Bestimmung der beyden gerügten Artikel in das Fach
der Sichccheilspoftzcy einschlage/ so muffen die darum
ausgedrückten Befugnisse an die Beamten der Vollzic-
hung übertragen werden.

Eure Eommißion ist mit.dem Grundsatz der Vollzie.
hung an sich / aber nicht mit der Ausdehnung die sie

ihm giebt, einverstanden. Allerdings liege» ihren Bc.
amten alle Exekutiv - Anstalten ob, die unmittelbar zu

Hinderung polizeywidrigcr Vergehe», und wenn sie nicht
gehindert werden konnten / zur Festmachung der Frevler
tisoderlich seyn könncn, allun die Anstalten, die nur
auf eine sehr mittelbare Weise die Frevel und Vcrbre-
chen hindern oder erschweren gehören nicht in das pur
vollstreckende, sonder» in das d.lideriercndc Volizirhungs-
Fach, und dieses steht in Betreff der niedern Polizei?,
nicht den Agenten, sondern den Munizipalitâlen zu; so

wollen es wenigstens die bisherigen Gesetze; denn das
Muuizipalgescy vom 15. Hornnng 1 sagt ausdrück-

lieh: die Munizipalitäteu beschäftigen sich laut §

mit der innern Polizei?, in Bezug auf Reinlichkeit,
Sittlichkeit tc hmt den §. 44 mit der Polizei) über die
Gastyöfe, Schenkhäuser tc. Nun sieht Eure Commis-
fion keine» Grund eine partielle Aenderung dieser Ver-
hällniffe der Polizeygewalt vorzunehmen, und kann Jh.
nen B. G demzufolge nicht anrathcn, in diese Bemer-
kung der Vollziehung einzutreten.

Eine vierte Crilit betrifft den §. 1. des Gesetzesvor«
schlags, der auf die Weinverfälschungen eine Gesang-
nißstraft von 2 bis 8 Iahren sezt. Die Vollziehung
glaubt, diese Strafart sey unzweckmäßig und dürsse
bloß auf einige Monate eingeschränkt werden, da der

Mangel an Gefängnissen und der Mittel die Gesänge,
nen zu ernähren oder nützlich zu beschäftigen, sich der-
selben entgegensetzen.

Eure Commißw» bedauert unendlich, diesen mit un.
screr unglücklichen Finanzlage zusammenhangenden Mail,
gel; allein auf die Unschicklichkeit ter vorgeschlagenen

Strafait, laßt sich daraus nicht folgern, denn unter
allen Strafen, die die Gesetze enthalten, ist Gesa»,
genschaft in Absicht auf den Zweck der Strafe, die
schicklichste: sie ist abschreckend, sie fchüzt die Gefeil-
schaff so lang vor neuen Vergehen des Verbrechers, als

zu besorgen ist, daß er sich nicht gebessert habe; sie

sezt den Verbrecher in den Fall zur Ucberlcqung. ur
kommen, und die Übeln Neigungen und Gewohnheiien.
die die O.nclle seineS Verbrechens waren, abzulegen.

Freylich ertodert die Erreichung, besonders des leztern
Zwecks, Einrichtungen, die uns mangeln, aber eher

als die Gefangenschaft ans unserm Sttafcodcx zu ver-
bannen, biete man lieber alle» Kräften aus, hinläng«
liche und zweckmäßig eingerichtete Gefängnisse zu »er«

schaffen.

Eure Cvmmißion trittet daher dieftr allgemeinen

Bemerkung der Vollziehung nicht bey, allein bey nä»

herer Prnfmia des Artikels u id seiner Vergleicdung mir
dem Cnmmalgesctzbiich, hat ihr geschienen bey Ver,
gehen die man der korrcklioncllen Polizei, unterwirff,
sollte der höchste Grad der correklioncücn Straft, den

niedrigsten der Criminalstrafe nicht übersteigen. Dieser

Bemerkung zufolge, und da es so mancherley Wein-
Verfälschungen giebt, die nicht an sich, sondern nur »n,
ter gewissen oft nicht ganz von dem Wemvertänftr ab-

hängigen Uu ständen, der Gesundheit nachcheilig werden,

räth Ihnen Eure Eommißion an, das M.annum der

Gcfängnlßstraft auf 6 Monate und ihr Maximum auf
2 Iahee zu setzen.

Eine fünfte Bemerkung der Vollziehung ist geacn
den § 14 des Gefttzesvvrschlags gerichtet, der den Mu»
nizipali äten die Beurtheilung der gegen d.-cscs Gefttz
verstoßenden Handlungen überträgt. Die Vollziehung
glaubt in dem Grundsatz -der Trennung der Gewalten,
und in der Zusammensetzung der gegenwärtigen Mu-
nizipalitäten hinretcheude Gründe zu finden »m darauf
anzntragen, bis zur Einführung von. Friedensrichtern
diese Befugnig den Distrikisgerichtcn zu übertragen.

Eure Eommißion hat diesen Gegenstand neuerdings
in reift Berathung genommen; sie theilt mit der Voll-
Ziehung ihre Ansicht desselben: allein sie fühlt auf d< v
andern Seite die Nothwendigkeit, sowohl den Mmnzi-
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palitätcn einiges Ansehen zu verschaffen, als aber den

reuigen Frevlern ihre Strafe nicht durch nahmhafte
Gerichtskostcn zu erschwere». Diese Zwecke nun zu er«

reiche», und dennoch jenen Schwierigkeiten auszubie.

ge», bedarf es bloß zwischen den streitigen und nicht

streitigen Polizcyvergchen einen Unlerfàd zu machen,

die Vindication der nichtstrcitiqen den Munizipalitätcn
und die Beurtheilung der streitigen den Distnltsge.
richten zu überlassen.

Dieser Idee zuiolg, wünscht die Commißivn die

M'.mizipalitàtm zu berechtigen, als Polizeybeamte über

die ihnen angezeigten Polizevvcrgehen vorläufige Un.

teesuchungcn anzustellen, den Beklagten zu verhören,

und wenn er geständig ist, in Anwendung des Gesetzes,

ihm die Strafe zu dikriren.

Glaubt der geständige Beklagte er fey gar nicht

in dem Grad strafbar, so mag er die Verfügung
der Munizipalität ausfchlagen, und sofort wird die

Anzeige des Vergehens durch den Municip. Procurator,
nach Inhalt der §§ 64, 66 und 67 des Municip,
Gesetzes, dem Distnkrsgericht gethan und der Fall von

diesem beurtheilt.

Das nemliche geschieht, wenn der Beklagte des

Vergehens nicht geständig ist.

Auf diese Bemerkungen gestüzt, schlägt Ihnen Eure

Commißivn an Platz des H. 14 folgenden Artikel vor:
» »4. Die Munizipaliiäten find nicht nur befugt,

sondern auch, und zwar unter Bedrohung der gleichen

Straffe, die der Beklagte hätte leiden müssen, bcn

ihrer Amtspflicht geHallen, die glaubwürdigen Anzeigen

von Handlungen, die gegenwärtigem Gesetz entgegen,

laufen, zu untersuchen, den Beklagten zu verhören,

und wenn er geständig ist, die Straffe »ach dem Gc-

setz auszusprechen. "

„ Dem Beklagten bleibt jedoch unbenommen, falls

er sich entweder gar nicht oder nicht ,n dem Grad

strafbar glaubt, diesen Svruch der Munizipalität bin-

nen 2inal -4 Stunden auszusclilaqe», da denn, so

»vie auch wenn der Beklagte nicht geständig, der Fall
nach Maßgad des fünften Abschnitts des Munizipali-
täts-Geseyes vom »5. Hornunq, dem Dssinktsgerichl

anhängig gemacht und von demselben demlheilr wer-

den soll, "
Endlich hat der Voll;. Rath in der franz. Ueber,

sctziing einige Redaklionsschler bemerkt, die bas Bu.
reau aufzusuchen und zu verbessern haben wird.

Ncbcn diesen von der Vollziehung gerügten Gegen.

ständen find Euerer Commißion noch zwey Punkt«

aufgefallen, deren Aenderung fie wünscht.

Der erste betrift die Auslassung der Worte bis

um 9 Uhr" in dem Art. 5, weil dieser Be? satz aus.
zuschließen scheint, daß die Munizipaliiäten nicht mehr

verlangen könnten, wenn es nöthig wäre, was nicht
die Absicht des Artikels ist.

Der zweyte Punkt liegt in dem Art. rr, wo die

Commißion auf Auslassung der Worte „ und dem

Wirihsrechlvcrlurst" anträgt, da bey der atigemeinen
Systemsveränderung über die Pol'jey d.r Wir.yschaf.
lcu,. dieses Pöiiale unschicklich wird, auch in den

übrige^ Artikel» nirgends vorkommt und nur auS

Versehen aus dem Gesetz vom 4. April ist Mllausge.
schrieben worden.

Mit diesen Verbesserungen räth Ihnen Enere Com.

mißion an, den Gesetzvorschlag zum Gesetz zu erheben.

(Die Forlsetzung folgt.)

Mannigfaltigkeiten.
Erklärung an Bürger Fürsprech Kühn.
Vsllig überzeugt, daß ich mich durch unwahre Ge.

rüchte und öffentliche Blätter habe übereilen lassen,

Ihnen in meiner Vertheidigung der Geistlichen, Hand,
lungcn anzuschuldigen, die Sie nicht begangen haben,
und Ihnen Meynungen und Absichten beyzumessen, die

nicht die Ihrigen sind, bezeuge ich mein Bcdauren über

diesen Schritt, und widcrruffe alles, »vas ich in jenes

irrigen Bcglaubniß gegen Ci« geschrieben oder gesagt

habe, vorzüglich aber die Beschuldigung:. daß Sie
angecathen hätten, das Volk von Unterwalben mit Feuer

und Schwerst zu verfolgen. " Ich erkenne Sie für völlig

unschuldig. Bern, 28. Nov. »koo.
(Unlerz Müslin, ob. Helfer am Münster.

schreiben de6 Bürger Kuhu an den Bürger
Müslm.

Bürger Helfer!
In Ihrer Erklärung vom heutigen Tag erkenne ich

nun den rechtlichen Mann, der aus Irrthum begangenes

Unrecht wieder gut zu machen weiß. Ich nehme mit Vef«

gnügcn die mir dargebotene Hand des Friedens an, und

rechne es mir zur angenehmen Pflicht, Ihnen zu crtlä«

ren, daß ich auf diesen Schritt von Ihrer Seite hm,

nunmehr Alles das,enige freywilUg tilge, was ich Ihnen
unbelicbiges öffentlich und unter der Voraus .tzung gesagt

habe, daß Sie wirklich den Vorsatz hätten, meine Ehrt

aiijugreiffen. Bern, 28. Nov. »koo.
Untcrz. Ruhn, Fürsprech,
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